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21.04.2016 

 

Wichtige neue Entscheidung 

 
Luftverkehrsrecht: Relevanz von strafrechtlichen Verurteilungen für die luftsicherheits-
rechtliche Zuverlässigkeit  
 
§ 1, § 7 LuftSiG 
 
Luftsicherheitsrechtliche Zuverlässigkeitsüberprüfung  
Relevanzgrenze bei Verurteilungen zu einer Freiheitsstrafe mit Bewährung  
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 06.04.2016, Az. 8 ZB 15.2236 

 

 

Leitsatz: 

Bei einer Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von drei Monaten mit Bewährung ist die 

Verneinung der luftsicherheitsrechtlichen Zuverlässigkeit regelmäßig nicht zu beanstan-

den. 

 

Hinweis: 

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof stellt im Leitsatz ein abstraktes Kriterium auf, bei 

dessen Erfüllung die luftsicherheitsrechtliche Zuverlässigkeit nach § 7 LuftSiG, § 4 Abs. 1 

Satz 2 Nr. 3 Alternative 2 LuftVG, die dem Schutz vor äußeren Angriffen auf die Sicherheit 

des Luftverkehrs dient (sog. „Security“, vgl. § 1 LuftSiG), regelmäßig nicht mehr gegeben 

ist. Ein Bezug der Straftat zum Luftverkehr ist nicht erforderlich.  

 
Niese 
Oberlandesanwalt

  



8 ZB 15.2236 

AN 10 K 15.755 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

**** ******, 

********. *, ***** ********, 

 - ****** - 

 

**************: 

************* ******* & *******, 

***************** **, ***** ********, 

 

gegen 

 

Freistaat Bayern, 

vertreten durch: 

Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Beklagter - 

 

wegen 

 

luftrechtlicher Zuverlässigkeitsüberprüfung; 

hier: Antrag des Klägers auf Zulassung der Berufung gegen das Urteil des Bayeri-

schen Verwaltungsgerichts Ansbach vom 31. Juli 2015, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 8. Senat, 

durch den Vizepräsidenten des Verwaltungsgerichtshofs Dr. Allesch, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Bauer, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Frieser 

 

ohne mündliche Verhandlung am 6. April 2016 

folgenden 

 

 

 



Beschluss: 

 

 I. Der Antrag auf Zulassung der Berufung wird abgelehnt. 

 

 II. Der Kläger hat die Kosten des Antragsverfahrens zu tragen. 

 

 III. Der Streitwert für das Antragsverfahren wird auf 5.000 Euro festge-

setzt. 

 

 

Gründe: 

 

I. 

 

Der Kläger wendet sich gegen eine Zuverlässigkeitsüberprüfung nach § 7 LuftSiG, in 

der Zweifel an seiner luftsicherheitsrechtlichen Zuverlässigkeit festgestellt wurden. 

Die Zweifel begründete das Luftamt Nordbayern in seinem Bescheid vom 8. April 

2015 mit einer amtsgerichtlichen Verurteilung wegen vorsätzlicher Körperverletzung 

in Tateinheit mit Hausfriedensbruch und Beleidigung zu einer Freiheitsstrafe von drei 

Monaten auf Bewährung. 

 

Das Verwaltungsgericht hat die hiergegen gerichtete Klage mit Urteil vom 31. Juli 

2015 abgewiesen. 

 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die Gerichts- 

und Behördenakten verwiesen. 

 

II. 

 

Der Antrag auf Zulassung der Berufung bleibt ohne Erfolg. Er ist mangels Durchdrin-

gung des Streitstoffs (vgl. § 124a Abs. 4 Satz 4 VwGO) unsubstanziiert und somit 

unzulässig. Die gerügten Zulassungsgründe nach § 124 Abs. 2 Nr. 1 und 3 VwGO 

(ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils, grundsätzliche Bedeutung der 

Streitsache) wurden nämlich nicht hinreichend dargelegt und liegen im Übrigen auch 

nicht vor. 

 

Sicherlich enthält § 7 LuftSiG auch behördliche Entscheidungsbefugnisse, die nach 

dem Maßstab des Art. 12 Abs. 1 Satz 1 GG auf der Ebene der Zulassungsregelun-

gen wirken. Selbst berufsrechtliche Zulassungsregelungen objektiver Art sind aber 

zum Schutz besonders wichtiger Gemeinschaftsgüter und unter strikter Beachtung 

des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit statthaft (BVerfG, B.v. 8.3.1983 – 1 BvR 
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1078/80 – BVerfGE 63, 266/286). Das Luftsicherheitsgesetz dient nach dessen § 1 

dem Schutz vor Angriffen auf die Sicherheit des Luftverkehrs und damit dem Schutz 

von Leben und Gesundheit der Passagiere und der im Luftverkehrsbereich Beschäf-

tigten. Das sind unstreitig besonders wichtige Gemeinschaftsgüter im obigen Sinn. 

Im Rahmen einer typisierenden Betrachtungsweise durfte der Gesetzgeber des § 7 

LuftSiG dabei das dem Luftverkehr immanente erhöhte abstrakte Gefährdungspo-

tenzial von im Luftverkehrsbereich Beschäftigten, die wegen strafbarer Handlungen 

von einiger Erheblichkeit zu strafrechtlichen Sanktionen verurteilt wurden, mit hohem 

Gewicht in die Zuverlässigkeitsüberprüfung einstellen (vgl. Meyer in Grab-

herr/Reidt/Wysk, Luftverkehrsgesetz § 7 LuftSiG Rn. 26 ff.). Es ist sonach im Ergeb-

nis nicht zu beanstanden, wenn eine Leichtfertigkeit im Umgang mit strafrechtlichen 

Verboten wie hier, auch wenn dem letztlich eine Familienstreitigkeit zugrunde liegen 

mag, die Behörde dazu veranlasst, eine luftsicherheitsrechtliche Unzuverlässigkeit 

anzunehmen. 

 

Diesem Anliegen des Gesetzgebers entsprechend ist es verfehlt, wenn sich der Klä-

ger in seiner Erwiderung nur auf die abstrakten grundrechtlichen Rechtspositionen 

des von einer Zuverlässigkeitsprüfung negativ Betroffenen zu berufen versucht, ohne 

die entsprechenden Grundrechtsschranken mit dem entsprechenden (hohen) Ge-

wicht zu werten. Der Vortrag des Klägers blendet nämlich die verfassungsrechtliche 

Rechtfertigung des Anliegens des Gesetzgebers des § 7 LuftSiG weitgehend aus, 

aufgrund strafrechtlicher Verstöße als unzuverlässig anzusehende Personen den 

Zugang zu luftsicherheitsrechtlich relevanten Bereichen zu verwehren. Angesichts 

des hohen Gewichts einer sicheren, möglichst lückenlosen Abwehr von Gefährdun-

gen von Leben und Gesundheit im Bereich des Luftverkehrs ist es jedoch erforderlich 

und angemessen, die Relevanzgrenze für strafrechtliches Verhalten nicht zu hoch 

anzusetzen. Eine Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe mit Bewährung wie hier erfüllt 

diesen Unzuverlässigkeitstatbestand allemal (vgl. Meyer a.a.O., § 7 LuftSiG Rn. 39). 

Abwägungen der verschiedenen Rechtspositionen von Bediensteten einerseits und 

der luftsicherheitsrechtlichen Beschäftigungsbehörde andererseits, wie sie möglich-

erweise im Arbeitsrecht charakteristisch sein mögen, sind demgegenüber mit dem 

gesetzlichen Anliegen der §§ 1 ff. LuftSiG nicht vereinbar. 

 

Kostenentscheidung: § 154 Abs. 2 VwGO. 

 

Streitwertfestsetzung: §§ 47, 52 Abs. 1 GKG, Tz. 26.5 des Streitwertkatalogs 2013). 

 

Diese Entscheidung ist unanfechtbar (§ 124a Abs. 5 Satz 4 VwGO). 

 

 

Dr. Allesch                                                Bauer                                                 Frieser 
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